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Integrierte Produktpolitik: Chancen
für Umwelt- und Wirtschaftspolitik
verstärkt nutzen

Integrierte Produktpolitik (IPP) in Europa verfolgt als umwelt- und wirtschaftspoliti-
sches Konzept das Ziel, durch innovative, marktfähige Lösungen die negativen Um-
weltwirkungen von Produkten entlang ihrem gesamten Lebenszyklus zu verringern.
Zugleich wird eine Stärkung der Wettbewerbsstellung europäischer Unternehmen im
Bereich umweltfreundlicher Produkte angestrebt. Trotz der Verzögerungen bei der
Entwicklung eines entsprechenden EU-Rahmenkonzepts ist ein größeres Engage-
ment Deutschlands für ein eigenes nationales Konzept sinnvoll und notwendig. Er-
folgreiche Ansätze in anderen EU-Mitgliedstaaten weisen auf die besondere Bedeu-
tung kooperativer Politikinstrumente zur Innovationsförderung hin.

Umweltpolitik mit verstärkter Produkt-
orientierung

Im Februar 2001 veröffentlichte die Europäische
Kommission ein Grünbuch zur integrierten Pro-
duktpolitik, in dem eine Strategie zur Neuorientie-
rung und Stärkung produktorientierter Umweltpo-
litik vorgeschlagen wird.1 Ein darauf aufbauendes
Weißbuch zur konkreten Ausgestaltung einer Um-
setzungsstrategie steht zum gegenwärtigen Zeit-
punkt noch aus.

Das Konzept der integrierten Produktpolitik be-
trachtet Produkte als Ausgangspunkt von Umwelt-
verschmutzung und Ressourcenverbrauch. Ange-
strebt wird, die negativen Umweltwirkungen von
Produkten entlang ihrem gesamten Lebenszyklus
zu verringern und nicht nur punktuell auf die Res-
sourcengewinnung, einzelne Stufen des Produk-
tionsprozesses oder die Abfallentsorgung zu fokus-
sieren.2 Durch die integrierte Herangehensweise –
schon vom Design der Produkte an – soll vermie-
den werden, dass Umweltbelastungen entlang
dem Lebenszyklus verschoben werden. Dies ist
beispielsweise der Fall, wenn die Verwendung be-
stimmter Materialien in Produkten zwar einen ge-
ringeren Ressourcenverbrauch, dafür aber eine er-
höhte Emissionsbelastung in der Entsorgung der
Produkte mit sich bringt.

Ein weiteres wesentliches Merkmal von integrier-
ter Produktpolitik besteht darin, einzelne Politik-
maßnahmen nicht isoliert zu betrachten, sondern
wirkungsvolle Bündel von Instrumenten zu entwi-
ckeln. Mit diesem Konzept sollen vorteilhafte wirt-
schaftliche Rahmenbedingungen für innovative
und umweltbewusste Unternehmen gestaltet wer-
den. Zu den Instrumenten gehören die Verbesse-
rung der Informationsbasis für Unternehmen eben-
so wie die Förderung von Unternehmenskoopera-

tionen entlang von Produktlebenszyklen. Darüber
hinaus soll der Staat zu freiwilligen Aktivitäten an-
regen und die Rolle des Vermittlers zwischen Inter-
essengruppen einnehmen.

Integrierte Produktpolitik fördert
Innovationen und stärkt Wettbewerbs-
fähigkeit

Integrierte Produktpolitik ist stark auf Innovation
und wirtschaftliche Entwicklung im EU-Binnen-
markt ausgerichtet.3 Sie verfolgt damit zwei Ziele:
Zum einen strebt sie an, innovative Lösungen für
Umweltprobleme zu unterstützen. Dabei wird die
Orientierung am gesamten Produktlebenszyklus
als eine flexible Herangehensweise angesehen, die
den Unternehmen Raum bieten kann, effiziente
Lösungen zur Reduktion der negativen Umwelt-
wirkungen von Produkten zu entwickeln.4 Zum
anderen verfolgt integrierte Produktpolitik aber
auch ein ökonomisches Ziel, indem die internatio-
nale Marktführerschaft und die erfolgreiche Ent-
wicklung europäischer Unternehmen im Bereich
umweltfreundlicher Produkte angestrebt werden.5

1 Europäische Kommission: Grünbuch zur integrierten Produktpolitik.
Brüssel 2001. Vgl. http://europa.eu.int/comm/environment/ipp/
2001developments.htm
2 Der Fokus auf Produkte in ihrem ganzen Lebenszyklus ist zwar neu
auf der Ebene eines Politikkonzepts, einzelne produktbezogene Um-
weltpolitikinstrumente gibt es dagegen schon seit den 70er Jahren,
etwa das Umweltkennzeichen „Blauer Engel“ in Deutschland.
3 Integrierte Produktpolitik ist aber nicht zu verwechseln mit betriebli-
cher Produktpolitik, die Teil des betrieblichen Managements ist. Sie ist
auch nicht gleichzusetzen mit einem direkten staatlichen Eingriff in die
Produktpolitik von Unternehmen, wie die Namensähnlichkeit nahe le-
gen mag und wie zum Teil von unternehmerischer Seite befürchtet wird.
Vgl. Ernst & Young: Integrated Product Policy. A Study Analysing Natio-
nal and International Developments with Regard to Integrated Product
Policy in the Environment Field and Providing Elements for an EC Policy
in this Area. Executive Summary for the Final Report 1998. http://
europa.eu.int/comm/environment/ipp/ippsum.pdf
4 BDI: Die Rolle der Wirtschaft in der Integrierten Produktpolitik. In:
Ökologisches Wirtschaften, Nr. 6, 2000, S. 16.
5 Ernst & Young, a. a. O., S. 2; Europäische Kommission, a. a. O., S. 8 und
S. 20.
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Dieses Doppelziel soll durch unternehmerische
Anreize zur verstärkten Entwicklung und Vermark-
tung umweltfreundlicher Produkte erreicht wer-
den. Derartige Anreize erhöhen beispielsweise die
Chancen, Produktionskosten durch eine Steige-
rung der Öko-Effizienz zu reduzieren, ein positi-
ves Markenimage aufzubauen, neue Märkte bzw.
Marktanteile zu erschließen und weitere staatliche
Regulierungsmaßnahmen im Umweltbereich zu
vermeiden.6

In Deutschland wird integrierte Produktpolitik
aufgrund der ökonomischen Zielsetzung nicht nur
als Teil der Umweltpolitik, sondern auch als In-
dustriepolitik bezeichnet, die produktbezogene
Innovationen in Unternehmen fördert. Entwick-
lungschancen für die deutsche Wirtschaft ergeben
sich hierbei im Innovationswettbewerb, besonders
im Aufbau von „Lead-Märkten“ für Umweltinno-
vationen. Das Konzept fügt sich damit als Strate-
gie einer „Vorreiterpolitik“ in die Vorstellung einer
ökologischen Modernisierung ein, die ein wesent-
licher Bestandteil der Koalitionsvereinbarung der
deutschen Bundesregierung für die gegenwärtige
Legislaturperiode ist.7

Die Ausrichtung der integrierten Produktpolitik an
ökonomischen und Umweltzielen führt zu der
Tendenz, vorrangig „Win-win“-Lösungen anzu-
streben. Dies bedeutet beispielsweise, Produkte zu
entwickeln, die sowohl positive Umwelteigen-
schaften als auch gute Vermarktungschancen be-
sitzen. Derartige Lösungen werden vom Grün-
buch der EU favorisiert. Sie finden sich auch in
den entsprechenden Vorüberlegungen in Deutsch-
land wieder.8

Nahezu alle vorgeschlagenen IPP-Instrumente
sollen auf unterschiedliche Weise stimulierend auf
die Innovationstätigkeit von Unternehmen bezüg-
lich der Umwelteigenschaften ihrer Produkte wir-
ken. Dies gilt sowohl für die finanzielle Unterstüt-
zung von Produktforschung und -entwicklung in
Unternehmen als auch für die Kooperation von
Akteuren entlang dem Produktlebenszyklus.9 Dar-
über hinaus gibt es eine Reihe von Instrumenten,
die umweltfreundliche Produktinnovationen indi-
rekt fördern, indem sie z. B. die Ermittlung von
Informationen zu den Umweltauswirkungen von
Produkten unterstützen. Hier sind Produktökobi-
lanzen hervorzuheben.

Ein Nachteil produktbezogener Politik wird darin
gesehen, dass Produktinnovationen typischerwei-
se in relativ kleinen Schritten vor sich gehen. Da-
mit werden sie nicht den Erfordernissen eines öko-
logischen Strukturwandels gerecht, der auch radi-
kale Innovationen erfordert, die ganze (Produkt-)
Systeme im Sinne eines „Transition Management“

grundlegend verändern bzw. obsolet werden las-
sen können.10 Deshalb sollte stärker von den Funk-
tionen der Produkte ausgegangen werden anstatt
von den Produkten selbst. Auf diese Weise kann
breiter nach einer energie- und materialsparenden
sowie schadstoffarmen Alternative gesucht wer-
den.

Produktbezogene Politikinstrumente im
Überblick

In zahlreichen EU-Mitgliedsländern sowie auf
europäischer Ebene gibt es bereits eine Vielzahl
von produktbezogenen Politikinstrumenten. Be-
sonders die Niederlande und skandinavische EU-
Länder verfügen nicht nur über einzelne Instru-
mente, sondern binden diese gleichzeitig in Kon-
zepte zur integrierten Produktpolitik ein.11 Im Un-
terschied dazu existieren in Deutschland zwar
einige Instrumente, jedoch steht eine offizielle na-
tionale Konzeption noch aus.12 Die EU selbst hat –
beginnend in den 90er Jahren – zahlreiche produkt-
bezogene Rahmenregelungen geschaffen, bei-
spielsweise in den Bereichen Produktinformation,
Normung, Recycling und zum Verbot gefährlicher
Stoffe in Produkten. Die Mehrheit der EU-Mit-
gliedstaaten verfolgt allerdings noch keine aktive
integrierte Produktpolitik.

Allerdings ist festzustellen, dass neue Instrumente
im Rahmen der integrierten Produktpolitik kaum
vorgeschlagen werden. Ausnahmen sind die Idee

6 Europäische Kommission, a. a. O., S. 11.
7 M. Jänicke und A. Volkery: Agenda 2002 ff. Perspektiven und Zielvor-
gaben nachhaltiger Entwicklung für die nächste Legislaturperiode.
Kurzgutachten für die Friedrich-Ebert-Stiftung und die Heinrich-Böll-
Stiftung. Berlin 2001, S. 15 und 29; Koalitionsvertrag von SPD und
Bündnis 90/DIE GRÜNEN vom 16. Oktober 2002.
8 Bund/Länder-Arbeitskreis (BLAK): Steuerliche und Wirtschaftliche
Fragen des Umweltschutzes: Positionspapier zur Stoff- und Produktbe-
zogenen Umweltpolitik. Berlin 2001, S. 23.
9 Ein Beispiel für Innovationsförderung stellt die Initiative „GROWTH:
Innovative Produkte, Verfahren und Organisationsformen“ des bis Ende
2002 geltenden 5. Forschungsrahmenprogramms der EU dar. Für das
6. Forschungsrahmenprogramm kann erwartet werden, dass ähnliche
Fördermaßnahmen möglich sind. Ein weiteres Instrument zur direkten
Förderung von Produktinnovationen ist das in Dänemark entwickelte
kooperative Instrument des Produktpanels. Vgl. Europäische Kommis-
sion, a. a. O., S. 26.
10 M. Jänicke und A.Volkery, a. a. O., S. 30.
11 Das erste nationale Konzept zur integrierten Produktpolitik wurde
1993 in den Niederlanden entwickelt und strebte vor allem eine Ver-
besserung umweltbezogener Produktinformationen an. Dänemark be-
gann 1996 mit der Erarbeitung einer Konzeption, die seitdem sukzes-
sive weiterentwickelt wird und mittlerweile eine Vielzahl vor allem ko-
operativer Politikinstrumente umfasst. Bemerkenswert ist auch die Ini-
tiative von Dänemark, Island, Finnland, Norwegen und Schweden, im
Rahmen des Nordic Council eine gemeinsame Rahmenkonzeption für
integrierte Produktpolitik zu entwerfen, die weitgehenden Spielraum
für individuelle nationale Ansätze bietet und dazu dienen soll, die Wei-
terentwicklung der integrierten Produktpolitik auf europäischer Ebene
voranzutreiben. Vgl. Dutch Ministry of Housing, Physical Planning and
Environment (VROM): Policy Document on Products and the Environ-
ment. Den Haag 1993; Nordic Council of Ministers: Proposal for a Com-
mon Nordic IPP. Kopenhagen 2000.
12 Zu ersten Vorarbeiten vgl. Bund/Länder-Arbeitskreis (BLAK), a. a. O.;
IÖW: Innovationen durch die Umweltpolitik – Integrierte Produktpolitik
(IPP) in Deutschland. Gutachten im Auftrag des BMU. Heidelberg 2000.
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Entwicklungschancen für die
deutsche Wirtschaft im Bereich
umweltfreundlicher Produkte

Integrierte Produktpolitik
stimuliert Innovationsfähigkeit
von Unternehmen
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13 Europäische Kommission, a. a. O., S. 13 und 26.

Übersicht 1

Klassifizierung und Beispiele produktbezogener Instrumente in Europa

Kategorie Beispiele

Produktinformation • Öko-Labels, z. B. Europäisches Öko-Label sowie „Blauer Engel“ in Deutschland
• Freiwillige Umweltdeklarationen zu Produkten
• Förderung der Weiterentwicklung von Produktökobilanzen
• Verbindliche Warenkennzeichnung, Inhaltsdeklaration, Entsorgungshinweise

Monetäre Anreize • Produzentenverantwortung durch Rücknahmepflicht für Produktabfall, z. B. Altautos, Altelektro-
geräte, Verpackungsabfall

• Produktsteuern
• Zuschüsse für Forschung und Entwicklung (Produktinnovationen)

Freiwillige Maßnahmen und Kooperationen • Freiwillige Selbstverpflichtung zur Rücknahme von Altprodukten, z. B. Altautos, graphische
Papiere in Deutschland

• Normung von Produkten und Produktkomponenten
• Förderung des produktbezogenen betrieblichen Umweltmanagements
• Produktpanel

Ordnungsrechtliche Regelungen • Verbot von besonders umweltschädlichen Stoffen in Produkten
• Zulassungsverfahren für Produkte, die gefährliche Stoffe enthalten
• Recycling- bzw. Mehrwegquoten

eines reduzierten Mehrwertsteuersatzes für Pro-
dukte, die das Europäische Öko-Label tragen, so-
wie der dänische Ansatz des Produktpanels.13

Übersicht 1 gibt eine allgemeine Klassifizierung
und Beispiele produktbezogener Instrumente wie-
der, die bereits existieren bzw. gegenwärtig vorbe-
reitet werden. Auffällig ist, dass viele dieser In-
strumente darauf gerichtet sind, negative Umwelt-
wirkungen in der Produktnutzungsphase und im
Zusammenhang mit Produktabfall zu reduzieren.

Einen Überblick über wichtige Produktgruppen
und Sektoren, für die IPP-Instrumente in ausge-
wählten EU-Ländern bereits gelten bzw. diskutiert
werden, gibt Übersicht 2. Am häufigsten sind pro-
duktbezogene Regelungen für elektrische und
elektronische Erzeugnisse, Autos und Verpackun-
gen. Für diese existieren mittlerweile auch EU-
weite Regelungen. Zu erkennen ist, dass die Pro-

Übersicht 2

Wichtige Produktgruppen und Sektoren im Zusammenhang mit integrierter Produktpolitik
in ausgewählten EU-Ländern und Regionen (zum Teil realisiert, zum Teil diskutiert)

Land/Region Produktgruppe/Sektor

Skandinavische Länder (gemeinsam) Fischereiwesen, Bau, elektronische Industrie, Nahrungsmittel, Haushaltsgeräte

Dänemark Textilien, elektronische Erzeugnisse, Plastikerzeugnisse

Schweden Autos, Autoreifen, elektronische und elektrische Geräte, Verpackungen, Druckerzeugnisse, Möbel,
Nahrungsmittel, Baumaterialien

Finnland Papier und Papiererzeugnisse

Niederlande Chemische Produkte, Felle und Leder, Holzfasern, Textilien, Schuhe, elektronische Erzeugnisse

Deutschland Verpackungen, Autos, elektrische und elektronische Geräte, graphische Papiere, Textilien, Bausektor

EU-Ebene Verpackungen, Autos, elektrische und elektronische Geräte

Quellen: Ernst & Young: Developing the Foundation for Integrated Product Policy in the EU. 2000;
http://europa.eu.int/comm/environment/ipp/ipp_devrep.pdf ; Ergänzungen des DIW Berlin.

duktgruppen und Sektoren sehr stark von den län-
derspezifischen Bedingungen abhängig sind.

Detaillierte Evaluationen der ökonomischen und
Umweltauswirkungen produktbezogener Instru-
mente wurden bisher kaum durchgeführt. Dies
mag zum einen auf Schwierigkeiten bei der Da-
tenermittlung beruhen. Zum anderen sind Instru-
mente, die eher indirekt und langfristig wirken,
grundsätzlich schwer zu bewerten. Dennoch kann
auf eine gründliche Evaluation auch solcher In-
strumente nicht verzichtet werden. Wichtige In-
formationen zur Gestaltung einer integrierten Pro-
duktpolitik können aber aus den Erfahrungen ein-
zelner EU-Länder bei der Umsetzung von Politik-
instrumenten gewonnen werden.
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Product-Oriented Environmental
Management (POEM)

Der 1993 in den Niederlanden eingeführte Ansatz,
nach dem Hersteller zur Veröffentlichung von Pro-
duktumweltinformationen verpflichtet wurden,
stieß weitgehend auf Widerstand von Seiten der
Wirtschaft. Er wurde daher 1996 durch einen auf
freiwilligem Umweltmanagement von Unterneh-
men basierenden Politikansatz abgelöst, der als
„Product Oriented Environmental Management“
(POEM) bezeichnet wird. POEM baut auf der
Konzeption freiwilliger zertifizierter Umweltma-
nagementsysteme von Unternehmen (Environ-
mental Management Systems – EMS) auf und er-
weitert diese um einen besonderen Fokus auf Pro-
dukte.14 Der neue IPP-Ansatz rief positive Reak-
tionen der Wirtschaftsverbände hervor, erfuhr zu-
nächst aber ein großes Maß an Skepsis von Um-
weltorganisationen. Von 1997 bis 1999 wurden in
den Niederlanden mehr als 60 Pilotprojekte zur
inhaltlichen Ausgestaltung von POEM finanziell
unterstützt, die positive Ergebnisse erbrachten und
so der anfänglichen Skepsis entgegenwirkten.
Daraufhin wurde eine weitere Förderperiode von
fünf Jahren beschlossen, um umweltbezogene
Aspekte stärker in Unternehmensentscheidungen
integrieren zu können.

Unternehmen benutzen POEM als ein strategi-
sches Instrument, um künftige Aktivitäten im Um-
weltbereich zu entwerfen. Zwei komplementäre
Politikinstrumente haben sich als Erfolgsfaktoren
für POEM herausgestellt. Zum einen bedarf es sti-
mulierender Rahmenbedingungen, z. B. der Erwar-
tung staatlicher Regulierungsmaßnahmen oder
Selbstverpflichtungen der Branche. Zum anderen
besteht ein großer Bedarf an Informationen zu den
Umweltwirkungen von Produkten. POEM stellte
sich damit als ein treibendes Element bei der Ein-
richtung von Informationssystemen verschiedener
Branchen heraus. Beispielsweise wurde ein auf
Ökobilanzen basierendes Informationssystem über
Umweltwirkungen von Bauprodukten und -mate-
rialien eingerichtet, für das mehr als 100 Unter-
nehmen Lizenzen erwarben.15

Produktpanels

Das Konzept des Produktpanels wurde in Däne-
mark in den Bereichen Textilien, elektronische
Erzeugnisse, Gütertransportsysteme und Bau ent-
wickelt. Beispiele für bisherige Ergebnisse sind
die Entwicklung je eines Systems zur Produktde-
klaration und zum Abfallmanagement im Bereich
elektronischer Erzeugnisse.

In einem Produktpanel arbeiten Unternehmen,
Händler, Forschungseinrichtungen, Verbraucher-
organisationen und andere Interessenten zusam-
men, um gemeinsam Lösungen zu Umweltproble-
men zu entwickeln, die von Produkten ausgehen.
Diese Kooperationsform wird in der Regel von
den Beteiligten selbst organisiert und geleitet; ge-
gebenenfalls erfährt sie finanzielle oder organisa-
torische Unterstützung von Seiten des Staates.

Eine dem Panel ähnliche Initiative wurde von der
Dänischen Vereinigung für Plastikerzeugnisse
(Danish Plastics Federation) ins Leben gerufen
mit dem Ziel, die Umweltwirkungen von ausge-
wählten Produkten aus Plastik zu verbessern. Den
Ausgangspunkt bildeten Ökobilanzen für sechs
Produkte. Problematisch gestaltete sich die Einbe-
ziehung des Handels, der (teilweise industriellen)
Käufer sowie kleiner Unternehmen, denen ein in-
dividueller Nutzen aus ihrer Beteiligung nicht ver-
mittelt werden konnte. Wirkungsgrenzen dieser
Initiative wurden schließlich auch darin gesehen,
dass es in Dänemark keine Produzenten von Plas-
tikrohmaterial gibt. Ein möglicher Ansatz wäre es,
Panels EU-weit einzurichten. Dies wäre aber mit
einem hohen Organisationsaufwand verbunden.

In Deutschland wurde der Versuch unternommen,
ein Produktpanel für Möbel einzurichten. Dieser
ist wegen mangelnder Motivation der Beteiligten
zur Kooperation letztlich gescheitert. Ein erfolg-
reich abgeschlossenes Produktpanel in Deutsch-
land gab es dagegen für Automobile. Den Rahmen
für dieses Panel bildete eine freiwillige Vereinba-
rung zwischen der Bayerischen Regierung und der
Industrie, die auch Aktivitäten der integrierten
Produktpolitik beinhaltete.

In Schweden existieren zwei Panels in den Berei-
chen Bau und Nahrungsmittel, die von führenden
Unternehmen der Branchen maßgeblich geprägt
werden. Auch in diesen Panels wurde die Erfah-
rung gemacht, dass zusätzliche Anreize benötigt
werden, um eine erfolgreiche Arbeit zu ermögli-
chen. Vorgeschlagen wurden unter anderem diffe-
renzierte Steuersätze, die umweltfreundliche Bau-
weisen und hochgradig energieeffiziente Gebäude
begünstigen, sowie ein Dialog zwischen Staat und
Wirtschaft zu möglichen künftigen Regulierungs-
maßnahmen.16

14 EMS werden im Rahmen der EU-Initiative „Eco-Management and
Audit Schemes“ (EMAS) und unter Bezug auf den Internationalen Stan-
dard ISO 14.001 entwickelt. Dies gilt weitgehend auch für POEM.
15 Dutch Ministry of Housing, Physical Planning and Environment
(VROM): State and Next Phase of Integrated Product Policy in the
Netherlands. In: Ökologisches Wirtschaften, Nr. 6, 2000, S. 18–20.
16 European Commission: Summary of Discussions at the 5th Integrated
Product Policy Expert Workshop „Product Panels“. Brüssel 2001.

Freiwilliges Umweltmanagement
von Unternehmen mit Fokus auf
Produkte fördern

Kooperation von Akteuren
entlang dem gesamten Produkt-
lebenszyklus unterstützen
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Produktverantwortung durch Rücknahme-
pflicht

Das umweltpolitische Prinzip der Produktverant-
wortung beinhaltet, dass Produzenten die – vor al-
lem finanzielle – Verantwortung für ihre Produkte
entlang dem gesamten Lebenszyklus tragen.17

Ohne eine derartige Regelung endet diese Verant-
wortung meist mit dem Zeitpunkt, in dem die Pro-
dukte von den Konsumenten erworben werden. In
der Regel kann davon ausgegangen werden, dass
es die Konsumenten sind, die beispielsweise für
die Produktabfallentsorgung finanziell aufkom-
men. Diese „Preissignale“ fließen aber typischer-
weise nicht in ihre Kaufentscheidungen ein. Ein
Grund dafür liegt darin, dass die Gesamtkosten
der Abfallentsorgung nicht ohne weiteres auf indi-
viduelle Produkte bezogen werden können. Im
Falle von langlebigen Produkten, z. B. Autos,
kommt hinzu, dass aufgrund der mehrjährigen
Zeitspanne zwischen Kauf und Entsorgung kaum
Anreizwirkungen von den Entsorgungskosten auf
die Kaufentscheidung ausgehen. Sofern dies der
Fall ist, erwächst auch kein Anreiz für Hersteller,
Produktabfall in möglichst geringem Umfang und
in umweltverträglicher Qualität anzustreben.

Ein Instrument zur Realisierung der Produktver-
antwortung ist die staatlich auferlegte Pflicht für
Hersteller, Produkte nach Ablauf ihrer Nutzungs-
dauer von den Konsumenten wieder zurückzuneh-
men. Hiermit muss aber keine tatsächliche physi-
sche Rücknahme verbunden sein, sondern ledig-
lich die Übernahme der Kosten für eine solche
Rücknahme durch ein Entsorgungs- oder Verwer-
tungsunternehmen. Diese Form der Produktver-
antwortung ist im deutschen Kreislaufwirtschafts-
und Abfallgesetz von 1994 verankert und durch
Verordnungen für Verpackungsabfall, Altautos
und Altbatterien umgesetzt worden sowie für Alt-
elektrogeräte vorgesehen. In Ergänzung dazu gibt
es auch einige freiwillige Selbstverpflichtungen
der Wirtschaft, beispielsweise zur Rücknahme
von Altbatterien, graphischen Altpapieren, Bauab-
fall und Altautos.18 Ähnliche Regelungen wie in
Deutschland existieren auch in anderen EU-Län-
dern, beispielsweise in Schweden. Für Altfahrzeu-
ge, Produktverpackungen und Altbatterien besteht
der rechtliche Rahmen für die Produktverantwor-
tung auch auf europäischer Ebene; für Elektroalt-
geräte ist er vorgesehen.19

Die Erfahrungen mit bereits bestehenden Rück-
nahmeregelungen zeigen, dass aufgrund des ho-
hen Verwaltungsaufwands (je eine Rechtsverord-
nung pro Produktart) eine solche Pflicht nur für
eine begrenzte Zahl von Produktarten sinnvoll ist.
Diese Produkte müssen außerdem in großer Zahl
vorhanden sein, um den Aufwand für die Rück-

nahme zu rechtfertigen. Da in vielen Fällen die
Hersteller von Produkten nicht im jeweiligen
Land der Konsumenten angesiedelt sind, ist es
außerdem wichtig, dass sich die Produktverant-
wortung nicht nur auf Hersteller, sondern auch Im-
porteure bezieht, wie es in Deutschland der Fall
ist.

Fazit

Integrierte Produktpolitik kann eine wertvolle Er-
gänzung zu bereits bestehenden Umweltpolitikan-
sätzen darstellen. Ein großer Vorteil dieses Kon-
zepts liegt in seiner ganzheitlichen Herangehens-
weise an produktbezogene Umweltprobleme. Dies
macht aber auch einen enorm hohen Informations-
bedarf notwendig, beispielsweise über die Um-
weltauswirkungen von Produkten entlang ihrem
Lebenszyklus. Der Informationsbedarf ebenso wie
die notwendige Beschränkung auf bestimmte Pro-
duktgruppen müssen als Nachteil angesehen wer-
den.

Die Chance der integrierten Produktpolitik besteht
darin, ökologische und ökonomische Ziele inner-
halb der EU zu verbinden. Es geht zum einen dar-
um, Unternehmen zu motivieren und zu unterstüt-
zen sowie marktfähige Produktlösungen im Ein-
klang mit Umweltzielen zu entwickeln. Zum an-
dern wird angestrebt, dass sich EU-Unternehmen
durch umweltfreundliche Produktinnovationen
auf internationalen Märkten etablieren. Ob dieses
Konzept den Anforderungen eines grundlegenden
ökologischen Strukturwandels gerecht werden
kann, hängt unter anderem davon ab, ob in Zu-
kunft auch von den Funktionen der Produkte oder
nur von den Produkten selbst ausgegangen wird.
Die integrierte Produktpolitik ist eher mit einer
Strategie der ökologischen Modernisierung ver-
einbar.

Insgesamt betrachtet gibt es sowohl bei den pro-
duktbezogenen Politikstrategien als auch bei ihrer
Umsetzung in den einzelnen EU-Mitgliedstaaten
beträchtliche Unterschiede. Der Vorzug skandina-
vischer und niederländischer Aktivitäten liegt vor
allem in den kooperativen Ansätzen sowohl zwi-

17 Auch Garantieleistungen von Herstellern für Konsumenten sind ein
Beispiel der Produktverantwortung, basieren allerdings nicht auf einer
umweltpolitischen Motivation.
18 Nähere Informationen zur Verpackungsverordnung von 1991 (ge-
ändert 1998), Alt-Autoverordnung von 1997 (geändert 2002), Batte-
rieverordnung von 1998, geplanten Verordnung für Alt-Elektro- und
Elektronikgeräte sowie zu den Selbstverpflichtungen sind zu finden
unter http://www.bmu.de
19 Nähere Informationen zur Richtlinie über Altfahrzeuge von 2000,
Richtlinie über Verpackungen und Verpackungsabfälle von 1994,
Richtlinie über gefährliche Stoffe enthaltende Batterien und Akkumu-
latoren von 1991 (geändert 1993, 1998) und zum Vorschlag für eine
Richtlinie über Elektro- und Elektronikaltgeräte sind zu finden unter
http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/s15002.htm

Produktrücknahmepflicht schafft
Anreiz für Innovationen im
Produktabfallbereich

Integrierte Produktpolitik
verbindet ökologische und
ökonomische Ziele …

… durch Schaffung von Rahmen-
bedingungen für umweltfreund-
liche Produktinnovationen
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schen Staat und Wirtschaft als auch zwischen Un-
ternehmen. Instrumente wie POEM und Produkt-
panel können Ressourcen bündeln und stärken die
Innovationskraft kooperierender Unternehmen.

Das Grünbuch zur integrierten Produktpolitik
schlägt spezifische EU-Politikinitiativen vor, die
im Wesentlichen die Rahmenbedingungen für die
Mitgliedstaaten schaffen sollen. Damit besteht
Spielraum für die Mitgliedstaaten, eigene Kon-
zepte zu entwickeln. Ein europäisches Rahmen-
konzept erscheint auch deshalb wichtig, da viele
Produkte nicht national, sondern zu einem großen
Teil innerhalb der EU gefertigt und gehandelt wer-

den. Es ist bedauerlich, dass das EU-Weißbuch
noch auf sich warten lässt. Die vielfältigen Erfah-
rungen innerhalb der EU mit nationalen Konzep-
tionen und Instrumenten machen es aber möglich,
auch jetzt schon in Deutschland die integrierte
Produktpolitik auf konzeptioneller Ebene und in
der Umsetzung weiter voranzutreiben. Die großen
Herausforderungen bestehen dabei in der Ent-
wicklung von effektiven „Instrumenten-Sets“ und
in der ressortübergreifenden Kooperation von Mi-
nisterien und Verwaltungen. Dabei ist es unver-
zichtbar, die Weiterentwicklung dieses Konzepts
stärker als bisher durch ökonomische und ökolo-
gische Evaluationen zu begleiten.

Integrierte Produktpolitik in
Deutschland jetzt weiter voran-
treiben
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